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 Fachbereich Planung und Umwelt  vom: 15.06.2004 
 
 
 Beschlussvorlage X öffentlich 
    

   nichtöffentlich 
 
TOP-Nr. Beratungsfolge 
  

 Planungs- und Umweltausschuss 
 
 
 
Bezeichnung des TOP 
 

Inertstoffdeponie Kamen-Heeren-Werve - Antrag der GWA auf Änderung der Deponiekörper-
endgestaltung und des Schüttphasenplanes 
hier: Stellungnahme der Verwaltung 
 

 
 
Beschlussvorschlag: 
 
1. Gegen den Antrag der GWA auf Änderung der Deponiekörperendgestaltung und des 

Schüttphasenplanes vom 05. Mai 2004 bestehen erhebliche Bedenken. Der Antrag sollte 
abgelehnt werden. 

 
2. Die Verwaltung wird diesbezüglich mit der fristgemäßen Abgabe einer sachgerechten 

Stellungnahme beauftragt. 
  
 
 
Sachverhalt und Begründung (einschl. finanzielle Möglichkeit der Verwirklichung): 
 
Die Gesellschaft für Wertstoff- und Abfallwirtschaft Kreis Unna mbH hat bei der Bezirks-
regierung Arnsberg für die Inertstoffdeponie Kamen-Heeren-Werve mit Datum vom 
05. Mai 2004 einen Antrag gemäß § 31 (3) KrW-/AbfG auf Änderung der Deponiekörper-
endgestaltung und des Schüttphasenplanes gestellt. Mit Eingangsdatum vom 27. Mai 2004 
hat die Bezirksregierung Arnsberg der Stadt Kamen eine Ausfertigung des Antrages vor-
gelegt. Im Rahmen dieser Beteiligung wird der Stadt Kamen die Möglichkeit zur Abgabe 
einer Stellungnahme bis spätestens 25. Juni 2004 eingeräumt. 
 
Vor dem Hintergrund der inhaltlichen Bedeutung des Antragsgegenstandes und der damit 
einher gehenden Notwendigkeit einer parlamentarischen Beratung und Beschlussfassung 
war eigentlich eine Fristverlängerung für die Abgabe einer Stellungnahme erforderlich. Da 
jedoch als spätester Abgabetermin für eine Stellungnahme der 25. Juni 2004 vorgegeben 
und eine parlamentarische Beratung und Beschlussfassung nach der Sitzung des Planungs- 
und Umweltausschusses am 15. Juni 2004 nicht möglich ist, ist eine Aufnahme in die Tages-
ordnung für diese Sitzung erfolgt. 
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Die Thematik bzw. Intention des GWA-Antrages ist dem Grunde nach bekannt. Die Frak-
tionen im Rat der Stadt Kamen haben ihre ablehnende Haltung in der jüngsten Vergangen-
heit öffentlich deutlich gemacht. Nach einer Beurteilung des Gesamtzusammenhanges und 
einer ersten Sichtung des GWA-Antrages schlägt die Verwaltung vor, innerhalb des Beteili-
gungsverfahrens Bedenken zu erheben und die Bezirksregierung Arnsberg aufzufordern, 
den Antrag abzulehnen. Unter Berücksichtigung der Ergebnisse der parlamentarischen 
Beratung sowie einer fachlichen und sachlichen Prüfung des GWA-Antrages wird die 
Verwaltung dann fristgerecht eine Stellungnahme abgeben. 
 
Der gesamte Textteil des GWA-Antrages ist der Beschlussvorlage beigefügt. Die darin 
erwähnten Anlagen bzw. Pläne stehen für die parlamentarische Beratung in der Sitzung 
des Planungs- und Umweltausschusses zur Verfügung. 
  
 



 

 

 



 

 

 



 

 

 



 

 

 
 



 

 
 



 

 
 



 

 
 



 

 
 



 

 
 



 

 
 



 

 
 



 

 
 



 

 
 



 

 
 



 

 
 



 

 
 



 

 
 



 

 
 



 

 
 



 

 
 


